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Antrag 

der Abgeordneten Huth, Stiller, Dr. Preusker und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Geschäftsraummietengesetzes 
(Einführung im Land Berlin) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Dem Gesetz zur Regelung der Miet- und Pacht- 
verhältnisse über Geschäftsräume und gewerblich 
genutzte unbebaute Grundstücke (Geschäftsraum- 
mietengesetz) vom 25. Juni 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 338), zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz 
zur Änderung des Geschäitsraummietengesetzes 
vom 28. März 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 159), wird 
folgende Vorschrift angefügt: 

„§ 30 

Dieses Gesetz gilt gemäß § 13 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin mit folgender 
Maßgabe: 

1. In § 1 werden die Worte „mit Wirkung vom 

1. Dezember 1951" gestrichen. 

2. In § 3 Abs. 1 Satz 3 wird das Datum „1. Dezem- 
ber 1951" durch „1. Januar 1959" ersetzt. 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 entfällt; 

b) Absatz 3 wird Absatz 2; in diesem Absatz 
wird das Datum „1. Dezember 1951" durch 
„1. Januar 1959" ersetzt. 

c) Absatz 4 wird Absatz 3; in diesem Absatz 
wird „Absatz 3" durch „Absatz 2" ersetzt. 

d) Absatz 5 wird Absatz 4; in diesem Absatz 
wird „Absätze 3 und 4" durch „Absätze 2 
und 3" ersetzt. 


• 4. In § 7 a Abs. 1 und § 7 b wird das Datum 

„1. Dezember 1951" durch „1. Januar 1959" 

, ersetzt. 

| 5. In § 7 c wird das Datum „31. Dezember 1957" 
durch „31. Dezember 1960" ersetzt. 

i 6. In § 8 Abs. 1 wird das Datum „1. Dezember 

! 1951" durch „1. Januar 1959" ersetzt. 

! 

7. In § 11 Abs. 1 und § 12 Abs. 1 wird das Datum 
„1. Dezember 1951" durch „1. Januar 1959" er- 
setzt. 

! 

8. § 20 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Eine vor dem 1. Januar 1959 getroffene ent- 
gegenstehende Vereinbarung ist unwirksam." 

9. In § 21 wird das Datum „1. Dezember 1951" 
durch „1. Januar 1959" ersetzt. 

10. In § 22 wird das Datum „31. März 1956" durch 
„31. Dezember 1959“ ersetzt. 

11. In § 23 wird nach dem ersten Satz eingefügt: 
„Im Land Berlin tritt dieses Gesetz jedoch erst 
am 1. Januar 1959 in Kraft.“ 

12. §§ 24 bis 26 entfallen. 

13. In § 27 Abs. 2 wird das Datum „1. Juli 1952" 
durch „1. Januar 1959" ersetzt. 

! 14. § 28 entfällt. 

1 15. In § 29 wird das Datum „1. Dezember 1951" 

| durch „13. Juni 1953" ersetzt. 

; Verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
! lassen wurden oder erlassen werden, gelten im 
j Land Berlin nach § 14 des Dritten überleitungs- 
■ gesetzes." 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb- Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Artikel 2 

§ 45 Abs. 1 Nr. 9 des Ersten Bundesmietengeset- 
zes vom 27. Juli 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 458) er- 
hält folgende Fassung: 

,9. § 24 ist bis zum 31. Dezember 1959 in folgender 
Fassung anzuwenden: 

„§ 24 

Die Vorschriften der §§ 5 f 7, 18 bis 21 gelten 
entsprechend für Miet- und Pachtverhältnisse 
über Geschäftsräume und gewerblich genutzte 
unbebaute Grundstücke." ' 


Bonn, den 

Huth 

Stiller 

Dr. Preusker 
Bausch 

von Bodelschwingh 

Dr. Böhm (Frankfurt) 

Diebäcker 

Gibbert 

Giencke 

Dr. Götz 

Goldhagen 

Hackethal 

Dr. Hellwig 

Dr. Hesberg 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 1958 in Kraft. 

. Juli 1958 

Hilbert 

Dr. Hock (Salzgitter) 

Holla 

Hübner 

Josten 

Kirchhoff 

Dr. Kliesing (Honnef) 

Leonhard 
Dr. Lohr 
Oetzel 

Schulze-Pellengahr 

Siebei 

Dr. Werber 

Dr. Wolff (Denzlingen) 


Begründung 


Bei Erlaß des Geschäftsraummietengesetzes im 
Jahre 1952 ließen die besonderen wirtschaftlichen 
und politischen Verhältnisse in Berlin es nicht zu, 
die Freigabe der Geschäftsräume vom Mieterschutz 
und den Preisbindungen auch auf Berlin auszu- 
dehnen. Inzwischen haben sich jedoch die Verhält- 
nisse, insbesondere auch auf dem Geschäftsraum- 
markt, in Berlin soweit gebessert, daß es geboten 
erscheint, die Rechtsangleichung auf dem Gebiete 
des gewerblichen Mietwesens nunmehr durchzu- 
führen. Da sich das Geschäftsraummietengesetz in 
der übrigen Bundesrepublik bewährt und sich der 
Übergang zur freien Marktwirtschaft auf diesem 
Sektor fast geräuschlos vollzogen hat, bietet sich 
ome Übernahme dieser Regelung in Berlin von 
selbst an. 

Eine ersatzlose Freigabe ist aber nicht vertretbar. 
Vielmehr erscheint es geboten, für einen gewissen 
Übergangszeitraum auch das Kündigungswiderrufs- 


system des GRMG (§§ 8 bis 22), welches in der 
I Bundesrepublik seit über drei Jahren durch Zeit- 
' ablauf gegenstandslos geworden ist, und darüber 
| hinaus für eine weitere Übergangszeit auch die be- 
sondere, inzwischen ebenfalls ausgelaufene Rege- 
lung des Vollstreckungsschutzes (§§ 7 a bis 7 c) ein- 
I zuführen. Bei der Übernahme des Geschäftsraum- 
' mietengesetzes in Berlin muß der bisherigen Son- 
1 derregelung des für Geschäftsräume geltenden Miet- 
preisrechtes durch die Berliner Maßnahmen-VO 
i Rechnung getragen werden. Ferner ist bei der Ber- 
i lin-Klausel zu berücksichtigen, daß weder die Ver- 
| Ordnung PR Nr. 71/51 vom 29. November 195 t 
(BGBl. I S. 920) noch die Verordnung über Aus- 
nahmen vom Mieterschutz vom 27. November 1951 
| (BGBl. I S. 926), durch welche die Geschäftsräume 
in ihrem Anwendungsbereich schon mit Wirkung 
vom 1. Dezember 1951 weitgehend von den Bindun- 
gen befreit wurden, in Berlin gegolten haben. 
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